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GERD-RÜDIGER HOFFMANN 
 
BERGSCHÄDEN DURCH BRAUNKOHLENBERGBAU 
 
Rede zum TOP 6 der 82. Sitzung des Landtages Brandenburg am 26.09.2013 zum 
Tagesordnungspunkt „Bergschäden durch den Braunkohlebergbau“ 
Große Anfrage 26 der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 27.02.2013 (DS 
5/6935) sowie Antwort der Landesregierung vom 15.08.2013 (DS 5/7796) 
 
 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ja, tatsächlich, das Lausitzer Revier ist wahr-
scheinlich eines der interessantesten in der Bundesrepublik. Denn es kann schon passieren, 
dass sehr nah bei Senftenberg eine sächsische oder tschechische Radwandergruppe von 
der herrlichen Natur schwärmt. Dennoch ist diese Landschaft vor allem Kultur – von Men-
schenhand geschaffen. Ich möchte betonen: Das ist alles Werk der Bergleute, Land-
schaftsplaner und Bergbausanierer im Senftenberger Revier. Ob Reppister Höhe oder Senf-
tenberger See –  was wie Natur pur aussieht, ist vor allem eine ingenieurtechnische Meis-
terleistung mit Weltniveau. 
 
So weit so gut, und hier ist auch nichts kleinzureden. Doch wenn die Radwandergruppen 
weiter in Richtung Freienhufen wollen, dann werden sie durch Schilder „Betreten verboten! 
Lebensgefahr“ daran gehindert. Wer dennoch mutig weiterfährt, hat die Ergebnisse einer 
großflächigen Rutschung noch nicht gesehen. Es ist auch gefährlich im Revier. Nicht im-
mer ist die Gefahr zu erkennen oder wenigstens an ihr Vorhandensein zu glauben. Der Tou-
rist wundert sich schon manchmal, warum nur sein Weg sicher sein soll, wo doch das Be-
treten der Flächen rechts und links vom Weg laut Verbotsschild lebensgefährlich ist. 
 
Selbst unter diesem Aspekt ist die Feststellung in der Einleitung zur Großen Anfrage „Berg-
schäden durch den Braunkohlebergbau“ der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in fast bi-
zarrer Weise richtig, dass nämlich „das tatsächliche Ausmaß der Bergschäden durch die 
Braunkohlegewinnung nur wenig bekannt“ sei. 
 
Als Schaden gilt, was gemeldet und gegenüber dem Bergbautreibenden zivilrechtlich gel-
tend gemacht wurde. Genau in diesem Punkt ist Änderung nötig. Ja, das Bergrecht muss 
geändert werden. Besonders deutlich werden die Defizite, wenn es um die sogenannte 
Randbetroffenheit geht. Hier sind die Regelungen viel zu ungenau. Dabei meine ich nicht 
nur Risse an Gebäuden, Grundwasserabsenkung, Lärm und Staub, sondern zum Beispiel 
auch den Werteverfall privater Immobilien.  
 
Das Beispiel Lieske (Lěska) zeigt das vielleicht, denn welchen Wert hat denn heute und zu-
künftig ein schöner Bauernhof, der sich in ein paar Jahren in gefährlicher Nähe zum Tage-
bau Welzow-Süd befinden soll? Das Beispiel ist ausgedacht, denn die 80-Seelen-Gemeinde 
ist noch guter Hoffnung, dass der Tagebau gar nicht nötig ist und ihre Einwendungen ge-
hört werden.  
 
(Beifall B90/GRÜNE) 
 
Übrigens greift es zu kurz, diese Bürgerinitiative der Randbetroffenen als Ansammlung von 
Bergbaugegnern zu bezeichnen. Das ist eine sehr aktive, sehr kluge und harmoniebedürfti-
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ge Bürgerbewegung. Trotzdem waren viele von ihnen im Sommer im nur wenige Kilometer 
entfernten Klimacamp Proschim (Prožym), was nicht heißt, dass die Liesker militant wur-
den, sondern vielmehr, dass im Klimacamp friedliche, kritische und nachdenkliche Men-
schen waren – fast alle aus dem Revier, also von hier. 
 
Neben der Randbetroffenheit will ich kurz ein zweites Problem nennen, dass unbedingt ge-
klärt werden muss: Betroffene und Bergleute wissen, welche Gefahren oder Schäden zu 
erwarten sind, wenn der Tagebau kommt. Im Zuge des Braunkohlenplanverfahrens werden 
zwar das Große und Ganze und unzählige Einzelheiten beraten, auf zu erwartende Schäden 
soll aber erst bei ihrem Auftreten im Rahmen des Betriebsplanes reagiert werden. Das soll 
dann Sache des Bergbaubetreibers sein.  
 
Damit allerdings entzieht sich dieser Problemkreis der demokratischen Mitwirkung der be-
troffenen Bevölkerung sowie externer Experten und Berater. Mit diesem Herangehen ist 
das Thema Bergschäden bereits im Vorfeld weitgehend zu einer auszuhandelnden Sache 
zwischen Bergbauunternehmen und Betroffenen gemacht und somit im Wesentlichen den 
Regeln demokratischer Mitbestimmung entzogen. Doch letztendlich muss es um die Da-
seinsvorsorge und Fürsorgepflicht des Landes gegenüber Bürgerinnen und Bürger gehen.  
 
Die jetzt ausgehandelte Vereinbarung zwischen Landesregierung und Vattenfall scheint mir 
in diesem Zusammenhang eher kontraproduktiv. In Schweden inzwischen daran gewöhnt, 
dass das Unternehmen auf neue demokratisch festgelegte Rahmenbedingungen reagieren 
muss, darf in Brandenburg ein Braunkohlekonzern auf Augenhöhe mit der Regierung dar-
über verhandeln, was im Interesse des Konzerns möglich ist, vor allem was nicht möglich 
gemacht werden sollte. Dagegen sind von Bergschäden betroffene Bürgerinnen und Bürger 
darauf angewiesen, weitgehend ohne Unterstützung des Staates aus der Froschperspektive 
heraus mit dem mächtigen Kohlekonzern zu verhandeln. Diese Schieflage passt nicht so 
recht in das brandenburgische Bild.  
 
(Beifall B90/GRÜNE) 
 
Hier gibt es Handlungsbedarf für die Landesregierung und für die Legislative. 
 
Herr Vogel, manchmal ist es ja so, dass Sie mich ärgern, wenn Sie die Welt, die „Ostverfeh-
lungen“ und solche Dinge erklären, aber bei dem heutigen Thema muss ich sagen: Das war 
sehr kenntnisreich und auch sehr sachlich, und ich sehe überhaupt keinen konfrontativen 
Ansatz bei dem Entschließungsantrag. Ich werde diesem Antrag zustimmen.  
 
(Beifall B90/GRÜNE) 
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